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Einundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 1. März 1972 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6 a, 26, 33 Abs. 2 und Abs. 4 Nr. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 481), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Dezem- 
ber 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2141), verordnet die 
Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1), zuletzt geändert durch die 
Zwanzigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vom 10. Mai 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 441), wird wie folgt geändert: 

1. Nach Kapitel VII wird folgendes neue Kapitel 
VII a eingefügt: 

, Kapitel VII a 

Sonstiger Geld- und Kapitalverkehr 
1. T i t e 1 

Depotpflicht 
§ 69 a 

Depotpflicht nach § 6 a AWG 

(1) Gebietsansässige unterliegen der Depot- 
pflicht. 

(2) Die Deutsche Bundesbank wird ermächtigt, 
die Höhe des Depotsatzes im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen 
durch Rechtsverordnung festzulegen. 

(3) Der Depotbetrag ist für die Dauer des über- 
nächsten auf den jeweiligen Bezugsmonat folgen- 
den Kalendermonats (Depotmonat) auf einem Son- 
derkonto bei der Deutschen Bundesbank zu halten. 
Bezugsmonat ist jeweils der Kalendermonat, in 
dem die depotpflichtigen Verbindlichkeiten be- 
stehen. Beträge, die für die Dauer des Bezugs- 
monats oder des auf ihn folgenden Kalender- 
monats auf dem Sonderkonto bei der Deutschen 
Bundesbank im voraus gehalten werden, sind auf 
den nach Satz 1 zu haltenden Depotbetrag anzu- 
rechnen. 

(4) Der Depotbetrag ergibt sich durch Anwen- 
dung des für den Bezugsmonat geltenden Depot- 
satzes auf den um einen Freibetrag verminderten 
Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbind- 
lichkeiten. Der Monatsdurchschnitt der depot- 
pflichtigen Verbindlichkeiten ist aus den End- 
ständen dieser Verbindlichkeiten an allen Kalen- 
dertagen des Bezugsmonats zu errechnen. Der 
Freibetrag beträgt zwei Millionen Deutsche Mark. 


(5) Kommt ein Gebietsansässiger seiner Depot- 
pflicht nicht rechtzeitig nach, so kann im Heran- 
ziehungsbescheid angeordnet werden, daß der 
Depotbetrag für die Dauer des dem Depotmonat 
folgenden Kalendermonats zu halten ist. Wird der 
Depotbetrag während des Depotmonats nicht in 
voller Höhe gehalten, so kann im Heranziehungs- 
bescheid angeordnet werden, daß der fehlende 
Betrag für die Dauer des dem Depotmonat fol- 
genden Kalendermonats zu halten ist. 

§ 69 b 

Ausnahmen von der Depotpflicht 
(1) Ausgenommen von der Depotpflicht sind 
Verbindlichkeiten 

1. a) aus der Inanspruchnahme handelsüblicher 

Zahlungsziele für Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen, die von Gebietsfremden 
an einen Gebietsansässigen erbracht worden 
sind, 

b) aus Krediten, die an bestimmte Waren- 
lieferungen oder Dienstleistungen der in 
Buchstabe a genannten Art gebunden sind 
und deren Laufzeit dem handelsüblichen 
Zahlungsziel für die Warenlieferung oder 
Dienstleistung entspricht; 

2. aus der Entgegennahme handelsüblicher Vor- 
auszahlungen für Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen, die von einem Gebietsan- 
sässigen an Gebietsfremde zu erbringen sind; 

3. aus Krediten, soweit sie der Anlage von Ver- 
mögen in fremden Wirtschaftsgebieten zur 
Schaffung dauerhafter Wirtschaftsverbindun- 
gen in folgenden Formen dienen: 

a) Gründung oder Erwerb von Unternehmen, 

b) Errichtung oder Erwerb von Zweignieder- 
lassungen oder Betriebsstätten, 

c) Ausstattung dieser Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen oder Betriebsstätten mit 
Anlagemitteln oder Zuschüssen, 

d) Erwerb von Beteiligungen an Unternehmen; 

4. a) aus den im Inland ausgestellten Inhaber- 

und Orderschuldverschreibungen, die ihrer 
Art nach zum amtlichen Handel an einer 
deutschen Börse geeignet sind, 
b) aus Eintragungen in Schuldbüchern des 
Bundes, seiner Sondervermögen oder eines 
Landes, die an Stelle der Ausgabe von ihrer 
Art nach zum amtlichen Handel an einer 
deutschen Börse geeigneten Inhaber- oder 
Orderschuldverschreibungen vorgenommen 
werden; 

5. aus Darlehen der Europäischen Investitions- 
bank, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
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und Stahl sowie des Wiedereingliederungs- 
fonds des Europarats; 

6. aus Krediten, soweit sie dazu dienen, die bei 
der Durchführung des Flug- und Schiffsver- 
kehrs in fremden Wirtschaftsgebieten dort ent- 
stehenden Kosten zu decken; 

7. von Kreditinstituten, sofern die Verbindlich- 
keiten in den Mindestreservebestimmungen der 
Deutschen Bundesbank zur Kompensation zu- 
gelassen oder ausdrücklich von der Mindest- 
reservehaltung freigestellt sind, mit Ausnahme 
der freigestellten Verbindlichkeiten aus 

a) befristeten Einlagen und Spareinlagen mit 
einer Laufzeit oder Kündigungsfrist von 
4 Jahren und darüber, 

b) der Aufnahme zweckgebundener Gelder, 

c) Globaldarlehen, zu deren Sicherung ein 
Namenspfandbrief übereignet ist, 

d) der Aufnahme von Geldern, sofern diese 
ausschließlich zur Finanzierung eigener 
Waren- oder Dienstleistungsgeschäfte des 
Kreditinstituts dienen. 

(2) Ausgenommen von der Depotpflicht sind 
ferner die vor dem l.März 1972 entstandenen 
Verbindlichkeiten insoweit, als sie auf einem vor 
dem 1. Januar 1972 eingegangenen Rechtsge- 
schäft beruhen. Bei der Verlängerung der Lauf- 
zeit von Krediten ist statt des Zeitpunkts der Vor- 
nahme des Rechtsgeschäfts der Zeitpunkt der Ver- 
längerung maßgebend. 

(3) Stehen dem Gebietsansässigen Forderungen 
aus Warenlieferungen oder Dienstleistungen zu, 
die er an Gebietsfremde erbracht hat, so kann er 
von dem Monatsdurchschnitt seiner depotpflichti- 
gen Verbindlichkeiten (§ 69 a Abs. 4) jeweils einen 
Betrag abziehen, der zwanzig vom Hundert des 
Standes dieser Forderungen zu Beginn des ersten 
Kalendertages des Bezugsmonats entspricht. Der 
Abzug vermindert sich um den Betrag der zu Be- 
ginn des ersten Kalendertages des Bezugsmonats 
bestehenden Verbindlichkeiten des Gebietsansäs- 

Bonn, den 1. März 1972 


sigen, die nach Absatz 2 von der Depotpflicht aus- 
genommen und nicht zugleich in Absatz 1 Nr. 1 
und 2 genannt sind. 

2. Titel 

Meldepflicht nach § 26 AWG 
§ 69 c 

Meldungen für Depotbeträge 

(1) Gebietsansässige, deren Verbindlichkeiten 
nach § 6 a Abs. 1 und 2 des Außenwirtschaftsge- 
setzes im Durchschnitt eines Kalendermonats den 
Betrag von zwei Millionen Deutsche Mark über- 
steigen, sind verpflichtet, die für die Berechnung 
des Depotbetrages nach § 69 a Abs. 4 und § 69 b 
erforderlichen Angaben sowie die Höhe des hier- 
nach errechneten Depotbetrages bis spätestens 
zum zwanzigsten Tage des auf den Bezugsmonat 
folgenden Kalendermonats mit dem Vordruck „De- 
pothaltung für Auslandsverbindlichkeiten'' (An- 
lage D 1) zu melden. 

(2) § 63 Abs. 1 und § 64 finden Anwendung.' 

2. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Nummer 8 b das Wort 
„oder" durch ein Komma, in Nummer 9 der 
Punkt durch das Wort „oder" ersetzt und fol- 
gende neue Nummer 10 angefügt: 

„10. einer nach den §§ 69 a, 69 b angeordneten 
Depotpflicht nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig nachkommt." 

b) In Absatz 2 Nr. 10 wird nach der Zahl „69" die 
Angabe „oder 69 c" eingefügt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am l.März 1972 in Kraft. 


Der Bundeskanzler 


Der Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen 
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Anlage D1 
zur AWV 


In vierfacher Ausfertigung 
(darunter 1 Ausfertigung für Oberfinanzdirektion) 


I Bereichs-Nr. 


(Wird von LZB eingesetzt) 


Depothaltung für Auslandsverbindlichkeiten 
Meldung nach § 69c der Außenwirtschaftsverordnung 


für Bezugsmonat - 


Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


- Beträge in DM (ohne Pfennig); fremde Währungen sind in DM umzurechnen ~ 

Name/Firma des Meldepflichtigen Sonderkonto Bardepot 


Gewerbe 


Anschrift 


Fernsprecher Hausruf 


I. Berechnung des Depotbetrages 

Gesamtstand depotpflichtiger Verbindlichkeiten am Ende jedes Kalendertages im Bezugsmonat 



1 Summe der kalendertäglichen Endstände 

2 Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbindlichkeiten 

(Summe Pos. 1 geteilt durch die Zahl der Kalendertage des Bezugsmonats) 



3 Freibetrag nach § 69a (4) AWV 


000 1 000 


4 Abzug nach § 69b (3) AWV (Berechnung siehe Abschnitt II) 

5 Höhe der der Berechnung des Depotbetrages zugrunde liegenden 
Verbindlichkeiten (Pos. 2 ./. Pos. 3 und 4) 



Depotbetrag =. 


) von Pos. 5 (im Depotmonat 


_zu halten) 


II. Berechnung des Abzugs nach § 69b (3) AWV (Pos. 4) 

7 stand der Forderungen aus an Gebietsfremde erbrachten Warenlieferungen oder 

Dienstleistungen gemäß § 69 b (3) AWV am Beginn des ersten Kalendertages des « 

Bezugsmonats (= Ende des dem Bezugsmonat vorausgehenden Monats) 7 „ 

8 Von Pos. 7 anrechenbar rrach § 69 b (3) AWV^ _% 

9 abzüglich der von der Depotpflicht nach § 69 b (2) AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten ohne die nach § 69 b (1) Nr. 1 und 2 AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten am Beginn des ersten Kalendertages des Bezugsmonats 
[= Ende des dem Bezugsmonat vorangehenden Monats (s. Pos. 150)] 



10 Abzug (Pos. 8 ./. Pos. 9; einzusetzen bei Pos. 4 ) 


10 


4 









Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3216 


III. Berechnung der depotpflichtigen Verbindlichkeiten für den letzten 
Kalendertag des Bezugsmonats 


1 1 Verbindlichkeiten aus bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Krediten 
nach § 6 a(1) AWG(bei Kreditinstituten ohne diejenigen Verbindlichkeiten, für die bei der 
Deutschen Bundesbank Mindestreserven unterhalten werden; § 6 a (2) AWG) 1 1 


abzüglich 

12 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme handelsüblicher Zahlungsziele 
{§ 69 b (1) Nr. 1 a AWV) 

13 Verbindlichkeiten aus Krediten, die an bestimmte Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen gebunden sind (§ 69 b (1) Nr. 1 b AWV) 

14 Verbindlichkeiten aus der Entgegennahme handelsüblicher Vorauszahlungen 
(§ 69 b (1) Nr. 2 AWV) 

15 Altverbindlichkeiten (ohne solche, die in den Pos. 12-14 enthalten sind), 
die nach § 69 b(2) AWV von der Depotpflicht ausgenommen sind. 

Nachrichtlich: 150 Stand am Ende des dem Bezugsmonat 

vorausgehenden Monats i i 


12 L L 

13 / 

14 -L L 

15 -L^ 


16 Sonstige gemäß § 69 b (1) AWV von der Depotpflicht ausgenommene 
Verbindlichkeiten (ohne Altverbindlichkeiten - Pos. 15) 


160§69b(1)Nr.3 160 L 

161 § 69 b (1) Nr. 4 161 L 

162 § 69b (1) Nr.5 162 L 

163§69b(1)Nr. 6 163 L 

1 64 § 69 b (1 ) Nr. 7 (nur für Kreditinstitute) 1 64 L 


17 Bardepotpflichtige Verbindlichkeiten (Übereinstimmend mit dem im Abschnitt I für den 
letzten Kalendertag des Bezugsmonats eingesetzten Betrag) 


Ich/Wir versichere(ern), daß die Angaben in dieser Meldung richtig und vollständig sind. 

18 Auf den Depotbetrag (Betrag wie Pos. 6) 

habe(n) ich/wir als Vorauszahlungsbeträge gehalten 

19 für die Dauer des Bezugsmonats 

20 für die Dauer des auf den Bezugsmonat folgenden Monats 

21 Den noch zu haltenden Depotbetrag (Pos. 1 8 ./. Pos. 1 9 und 20) in Höhe von 

werde(n) ich/wir für die Dauer des Depotmonats halten. 


16 


17 1 1 

- - i 



18 


19 / 1 ! 

1 

20 V 1 1 


21 ^ L 

L 


übersteigt das Guthaben auf meinem/unserem Sonderkontojm Depotmonat 

den noch zu haltenden Depotbetrag (s. Pos. 21), so soll der Überschuß 

I J als Vorauszahlungsbetrag für die beiden folgenden Monate 

□ 22 in voller Höhe 22 I 

(Wird von LZB eingesetzt) 

□ 23 mit einem Teilbetrag von 23 ^ I L_ 

Stehenbleiben 

I - soweit er nicht als Vorauszahlungsbetrag stehenbleibt - auf mein/unser Konto Nr. 

bei 

Name des Kreditinstituts 

Überwiesen werden. 

Ort und Datum 


Bankleitzahl 


Unterschrift des Meldepflichtigen 
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Vermerk 

Betr.: Entwurf einer Einundzwanzigsten Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung 


I. Rechtsgrundlage 
und Aufbau der Verordnung 

§ 6a Abs. 1 Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes 
(AWG) ermächtigt die Bundesregierung, unter be- 
stimmten Voraussetzungen durch Rechts Verordnung 
vorzuschreiben, „daß Gebietsansässige einen be- 
stimmten Vomhundertsatz der Verbindlichkeiten 
aus den von ihnen unmittelbar oder mittelbar bei 
Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder son- 
stigen Krediten während eines bestimmten Zeit- 
raums zinslos auf einem Konto bei der Deutschen 
Bundesbank zu halten haben (Depotpflicht)". Von 
dieser Ermächtigung wird mit der Einundzwanzig- 
sten Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung (AWV) Gebrauch gemacht. 

Kernstück der Verordnung ist § 1 Nr. 1, durch den 
ein neues Kapitel VII a „Sonstiger Geld- und Kapi- 
talverkehr") mit den Paragraphen 69a („Depotpflicht 
nach § 6a AWG"), 69b („Ausnahmen von der Depot- 
pflicht") und 69c („Meldungen für Depotbeträge") in 
die AWV eingefügt wird. Siehe hierzu im einzelnen die 
folgenden Ziffern IL bis IV. § 1 Nr. 2 der Verordnung 
erklärt im Wege einer Ergänzung des § 71 AWV die 
vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlung ge- 
gen die Depotpflicht sowie die vorsätzliche Zuwider- 
handlung gegen die Meldepflicht nach § 69 c zu Ord- 
nungswidrigkeiten. § 2 enthält die sogenannte Ber- 
lin-Klausel. § 3 regelt das Inkrafttreten der Verord- 
nung. 

IL Anordnung und Ausgestaltung 
der Depotpflicht 

§69a AWV ordnet in Absatz 1 die Depotpflicht an. 
Nach Absatz 2 wird die Befugnis zur Festlegung des 
Depotsatzes auf die Deutsche Bundesbank mit der 
Maßgabe übertragen, daß die Festlegung im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen vorzunehmen ist. Die Möglichkeit zu dieser 
Übertragung ist in § 27 Abs. 1 Satz 4 AWG vorge- 
sehen. 

Die Depotpflicht besteht nach Absatz 3 darin, daß für 
jeden Kalendermonat, in dem depotpflichtige Ver- 
bindlichkeiten bestehen (sog. Bezugsmonat), ein De- 
potbetrag für die Dauer des übernächsten Monats 
(sog. Depotmonat) auf einem Sonderkonto bei der 
Deutschen Bundesbank zu halten ist. Die zeitliche 
Differenz zwischen Bezugsmonat und Depotmonat er- 
klärt sich aus buchführungstechnischen Gründen. 
Dem Depotpflichtigen steht es jedoch frei, bereits im 
Bezugsmonat oder im darauf folgenden Monat Vor- 
ausbeträge zu halten, die auf den Depotbetrag anzu- 
rechnen sind. Durch diese Regelung kann der Depot- 
pflichtige eine weitgehende zeitliche Kongruenz zwi- 
schen Kreditlaufzeit und Depothaltung herstellen. 

Nach Absatz 4 ist der Depotbetrag durch Anwen- 
dung des jeweils geltenden Depotsatzes auf den 
Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbind- 
lichkeiten zu errechnen. Dabei ist vom Monatsdurch- 
schnitt ein Freibetrag von 2 Millionen Deutsche 
Mark abzuziehen. Ein solcher Freibetrag erscheint 


im Hinblick auf den Gesamtumfang der von Inlän- 
dern aufgenommenen Auslandskredite und den 
durch die Freistellung ersparten Verwaltungsauf- 
wand bei der Deutschen Bundesbank und den begün- 
stigten (kleinen und mittleren) Unternehmen ange- 
bracht. 

Absatz 5 trifft eine Sonderregelung für den Fall, daß 
der Gebietsansässige seiner Depotpflicht nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig nachkommt. Er 
kann in diesem Fall durch den Heranziehungsbe- 
scheid der Deutschen Bundesbank angehalten wer- 
den, den Depotbetrag einen Monat später zu halten. 
Die Ahndung des Verstoßes als Ordnurigswidrigkeit 
wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

IIL Ausnahmen von der Depotpflicht 

§ 69 b AWG enthält Ausnahmeregelungen für eine 
Reihe von Fällen, in denen das AWG eine Freistel- 
lung von der Depotpflicht verlangt oder in denen 
wirtschaftspolitische oder sonstige Gründe eine Frei- 
stellung von der Depotpflicht nahelegen, ohne daß 
dadurch eine Gefährdung der nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 
AWG zu wahrenden Belange zu erwarten ist. 

1. Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 nimmt Verbindlichkeiten 
von der Depotpflicht aus, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der handelsüblichen Abwick- 
lung von Waren- und Dienstleistungsgeschäften 
zwischen Gebietsansässigen und Gebietsfremden 
stehen. In Ausführung des Gesetzesbefehls in § 6 a 
Abs. 3 Satz 1 AWG sind zum Zwecke der unge- 
störten Aufrechterhaltung des Außenhandels ins- 
besondere die unmittelbaren Kreditbeziehungen 
zwischen Lieferanten und Abnehmern in der 
Form der Gewährung von Zahlungszielen an 
deutsche Importeure und der Vorauszahlungen an 
deutsche Exporteure von der Depotpflicht ausge- 
nommen worden. Die ebenfalls freigestellten so- 
genannten gebundenen Finanzkredite, die deut- 
schen Importeuren gewährt werden, stellen wirt- 
schaftlich ein Gegenstück zu den Zahlungszielen 
dar. 

Absatz 1 Nr. 3 enthält Ausnahmen für Verbind- 
lichkeiten, die der dauerhaften Anlage von Ver- 
mögen im Ausland dienen. Solche Verbindlich- 
keiten vermehren üblicherweise nicht die Geld- 
und Kapitalzuflüsse in das Bundesgebiet. 

Absatz 1 Nr. 4 stellt Verbindlichkeiten aus be- 
stimmten Wertpapieren oder Schuldbucheintra- 
gungen von der Depotpflicht frei. Die Vorschrift 
nimmt damit Rücksicht auf die üblichen Formen 
der verbrieften langfristigen Kapitalaufnahme, die 
sich in der Regel weitgehend unabhängig vom in- 
ternationalen Zinsgefälle und von spekulations- 
bedingten Erwägungen vollzieht. 

Bei der Ausnahmeregelung in Absatz 1 Nr. 5 han- 
delt es sich um Darlehen von Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaften oder des Europa- 
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rats, mit denen besondere im öffentlichen Inter- 
esse liegende strukturpolitische oder humanitäre 
Maßnahmen gefördert werden. 

Absatz 1 Nr. 6 stellt Kredite, die in bestimmter 
Weise der Durchführung des Flug- und Schiffs- 
verkehrs im Ausland dienen, von der Depotpflicht 
frei, weil die Inlandswirksamkeit dieser Kredite 
ähnlich wie bei den in Absatz 1 Nr. 3 genannten 
zu beurteilen ist. 

Absatz 1 Nr. 7 enthält eine für Kreditinstitute gel- 
tende Ausnahmeregelung für solche Verbindlich- 
keiten, die keine Kreditaufnahmen im materiellen 
Sinn darstellen und deshalb auch von der Min- 
destreservehaltung bei der Deutschen Bundes- 
bank freigestellt sind. 

2. Absatz 2 nimmt die vor dem Inkrafttreten der Ver- 
ordnung entstandenen Verbindlichkeiten insoweit 
von der Depotpflicht aus, als sie auf einem vor 
dem 1. Januar 1972 eingegangenen Rechtsgeschäft 
beruhen. Soweit danach Verbindlichkeiten, die 
zwischen dem 1. Januar 1972 und dem Inkraft- 
treten der Verordnung entstanden sind, der De- 
potpflicht unterliegen, handelt es sich um eine so- 
genannte unechte Rückwirkung der Verordnung. 
Die Rechtsgrundlage für eine solche Rückwirkung 
ist in § 6a Abs. 1 Satz 1 AWG gegeben; denn 
diese Vorschrift läßt ausdrücklich eine Bestands- 
erfassung der Verbindlichkeiten zu. Das Rück- 
wirkungsdatum vom 1. Januar 1972 ist auch unter 
dem Gesichtspunkt gerechtfertigt, daß bei jeder 
Bestandserfassung das Vertrauen des einzelnen 
in den Fortbestand der Rechtslage und die Bedeu- 
tung der Einführung der Depotpflicht für die All- 
gemeinheit gegeneinander abgewogen werden 
müssen. Das nunmehr gewählte Rückwirkungs- 
datum schöpft überdies die verfassungsrechtlichen 
Rückwirkungsmöglichkeiten, die bis zum 21. Juli 
1971 rückreichen (vgl. Drucksache VI/2730 S. 3 
Ziff. II., Drucksache VI/2912 Ziff. III. 2.), nur zu 
einem geringen Teil aus. 

3. Absatz 3 Satz 1 gestattet es den deutschen Expor- 
teuren von Waren und Dienstleistungen, bei der 
Berechnung des Depotbetrages 20 vom Hundert 
ihrer ausstehenden Exportförderungen von ihren 
depotpflichtigen Verbindlichkeiten abzuziehen. 
Damit wird den Exporteuren bis zu einem gewis- 
sen Umfang die Aufnahme depotfreier Auslands- 
kredite zum Zwecke der Refinanzierung und Kurs- 
sicherung ihrer Exportförderungen ermöglicht. 
Diese Regelung ist im Hinblick auf die zunehmen- 


den Wettbewerbsschwierigkeiten bei der Finan- 
zierung des Außenhandels getroffen worden. Um 
eine unerwünschte Kumulierung von Ausnahmen 
zu vermeiden, vermindert sich der den Expor- 
teuren zugestandene Abzug um die in Absatz 3 
Satz 2 genannten Altverbindlichkeiten. 

IV. Meldungen für Depotbeträge 

Nach § 69c Abs. 1 AWV sind alle Gebietsansässi- 
gen, deren Auslandsverbindlichkeiten im Sinne des 
§ 6 a Abs. 1 und 2 AWG im Durchschnitt eines Ka- 
lendermonats 2 Millionen DM übersteigen, melde- 
pflichtig. Zu melden sind monatlich die für die Be- 
rechnung des Depotbetrages nach der Verordnung 
erforderlichen Angaben sowie der Depotbetrag 
selbst. Daß die Meldepflicht etwas weiter geht als 
die Depotpflicht, u. U. also auch Gebietsansässige 
betrifft, die infolge der Ausnahmeregelungen nach 
§ 69 b AWV in einem oder mehreren Monaten nicht 
depotpflichtig werden, dient der besseren Kontrolle 
der Berechnung der Depotbeträge sowie der Ge- 
winnung statistischer Unterlagen für künftige Ent- 
scheidungen über die Ausgestaltung oder Aufhe- 
bung der Depotregelung. Absatz 2 bestimmt durch 
die Verweisung auf § 63 Abs. 1 AWV, daß die Mel- 
dungen bei der Landeszentralbank einzureichen 
sind, in deren Bereich der Meldepflichtige ansässig 
ist, und durch die Verweisung auf § 64 AWV, daß 
die Deutsche Bundesbank für einzelne Meldepflich- 
tige oder für Gruppen von ihnen aus besonderen 
Gründen vereinfachte Meldungen oder eine Frei- 
stellung von der Meldepflicht zulassen kann. 

V. Auswirkung der Verordnung 
auf Verwaltungskosten und Preise 

Dem Bund werden - — hauptsächlich im Bereich der 
Deutschen Bundesbank — bei der Ausführung der 
Verordnung nur geringe und im einzelnen nicht kal- 
kulierbare zusätzliche Sach- und Personalkosten ent- 
stehen. Den Ländern und Gemeinden werden keine 
zusätzlichen Verwaltungskosten erwachsen. 

Durch die Einführung der Depotpflicht ist keine Än- 
derung des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus zu 
erwarten. Es kann davon ausgegangen werden, daß 
etwaige Auswirkungen der Depotpflicht, die sich 
durch die faktische Verteuerung der Auslandskredit- 
kosten ergeben könnten, durch die von der Deut- 
schen Bundesbank gleichzeitig beschlossenen kredit- 
politischen Lockerungsmaßnahmen kompensiert wer- 
den. 
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Drucksache VI/3216 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


DEUTSCHE BUNDESBANK 


Entwurf einer Verordnung 
zur Festsetzung des Depotsatzes 

Vom 1. März 1972 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 4 in Verbindung 
mit den §§ 2 und 6 a Abs. 4 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Dezember 1971 
(Bundesgesetzbl. I S. 2141), und des § 69 a Abs. 2 der 
Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bundes- 
gesetzbl, 1967 IS. 1), zuletzt geändert durch die Ein- 
undzwanzigste Verordnung zur Änderung der Außen- 
wirtschaftsverordnung vom 1. März 1972 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 213), wird im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen verord- 
net: 


§ 1 

Der in § 6 a Abs. 1 Satz 1 des Außenwirtschafts- 
gesetzes genannte Depotsatz beträgt vierzig vom 
Hundert der depotpflichtigen Verbindlichkeiten. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1972 in Kraft. 


Frankfurt (Main), den 1. März 1972 

DEUTSCHE BUNDESBANK 


© Bn 212032 3. 72 
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